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Stellungnahme 2
Lebensqualität Betroffener und gesellschaftliche Situation und
Perspektiven

Seit bald 20 Jahren beklagen überlebende Betroffene öffentlich, dass die medizinisch
nicht notwendigen Eingriffe und das Verschweigen ihre Probleme weniger lösen als
verschlimmern oder gar erst verursachen und verurteilen sie als westliche Form der
Genitalverstümmelung [1]. Eine Einschätzung, die von immer mehr Menschenrechts-
organisationen und FGM-Expertinnen geteilt wird [2].

Trotzdem werden in deutschen Kinderkliniken nach Erhebungen der Behandler
selbst immer noch 90% [3] aller Kinder und Jugendlichen durchschnittlich mehrfach
verstümmelt; die Hälfte der Kinder [4] und 20% der Jugendlichen [5] werden heute
noch gar nicht oder nur unzureichend aufgeklärt.

Dementsprechend muss als erstes ein Verbot aller kosmetischen Genitaloperationen
und kosmetischen Hormonbehandlungen an Kindern und Jugendlichen durchgesetzt
werden sowie das Recht auf vollumfängliche Aufklärung für alle Betroffenen.

Als zweites muss das Leid der Zwangsbehandelten soweit wie noch möglich gelin-
dert und der verursachte Schaden soweit wie möglich wieder gut gemacht werden:
• Viele Betroffene sind aufgrund der durch die Behandlung verursachten psychischen
und physischen Schäden erwerbsunfähig und fristen ein prekäres Dasein.
• Die meisten Zwangsbehandelten sind traumatisiert und benötigen eine Psychothe-
rapie, die sie aber nicht bezahlt bekommen.
• Viele Betroffene erhalten eine adäquate Hormonersatztherapie entsprechend den
ihnen entfernten Hormon produzierenden Organen oft nur auf Privatrezept.

Drittens braucht es eine gesellschaftliche Aufarbeitung und Aussöhnung:
• Entschädigung und Rehabilitation geschädigter Betroffener durch einen Hilfs- und
Entschädigungsfonds, alimentiert durch den Staat als politisch Verantwortlicher und
die konkret verantwortlichen ärztlichen Standesorganisationen.
• Einsetzung einer Wahrheitskommission: das Unrecht der Medizinversuche muss
gesellschaftlich anerkannt, ein dunkles Kapitel der Medizingeschichte muss beendet
und öffentlich aufgearbeitet werden.

Viertens müssen erwachsene Zwangsbehandelte und künftig hoffentlich unversehrt
heranwachsende Betroffene vor Diskriminierungen geschützt und gestärkt werden:
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• Die größte Diskriminierung, die zuerst behoben werden muss, ist wie erwähnt die
Verweigerung des Rechts auf körperliche Unversehrtheit und Selbstbestimmung. Da-
nach bleiben jedoch noch weitere Diskriminierungen, die bekämpft werden müssen,
zum Beispiel auf dem Arbeitsmarkt, bei Versicherungsabschlüssen oder im Sport.
• Fragen des Personenstandsrechts sind für die überwiegende Mehrzahl der Betrof-
fenen klar von zweitrangiger Bedeutung. Gemäß §47 Personenstandsgesetz ist für
Betroffene ein gerichtlicher Antrag auf Berichtigung des Geschlechts möglich, auch
wenn dies offensichtlich noch nicht bei allen Amtsstellen genügend bekannt ist. Seit
1.1.2009 besteht gemäß §7 PSTV für Betroffene neu keine verbindliche Frist mehr
für den Personenstandseintrag. Auf diesen bereits bestehenden Wegen ist behutsam
fortzufahren.
Ein Drängen auf Abschaffung des Personenstandseintrages oder auf Einführung ei-
nes zwangsweise Personenstandseintrages "unbestimmt" oder ähnlich ist kontrapro-
duktiv: operationswillige Eltern wollen dann erst recht eindeutige Tatsachen schaffen
und die "Schande" eines unbestimmten Eintrags vermeiden.
Radikale Personenstandsreformen, wie diese hauptsächlich von dritten Interessens-
gruppen immer wieder im Namen der Betroffenen gefordert werden, sind zudem im
Gegensatz zu körperlicher Unversehrtheit politisch umstritten und kaum mehrheitsfä-
hig. Betroffene kritisieren solche politischen Vereinnahmungen schon lange [6]. Mit-
telfristig ist jedoch für erwachsene Betroffene ein optionaler Eintrag "intersexuell"
oder "zwittrig" durchaus erstrebenswert.
• Nicht zeugungsfähigen Betroffenen werden Adoptionen verwehrt, nur weil sie inter-
sexuell sind, andere werden gezwungen, ihre Intersexualität zu verheimlichen. Der
Zugang zur Adoption muss auch für Betroffene ermöglicht und gegebenenfalls er-
leichtert werden.

Seit dem Forum Bioethik des Deutschen Ethikrates vom letzten Jahr wurden allein in
deutschen Kinderkliniken weit über 300 weitere Kinder irreversibel genitalverstüm-
melt. Zahllose Betroffene setzen seit langem große Hoffnung in den Deutschen Ethi-
krat. Möge die heutige Anhörung dazu führen, dass endlich entscheidende Schritte
unternommen werden für ein Leben in Unversehrtheit und Würde auch für Menschen
mit atypischen körperlichen Geschlechtsmerkmalen.
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